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Motion betreffend einer Gemeindeinitiative für eine verbesserte kommunale Steuerhoheit 

Vor rund 15 Jahren brachte die sogenannte „Neid-Initiative" die Landgemeinden Riehen und 
Bettingen um ihre eigene Steuerhoheit und Riehen um die bis dahin sehr soziale Steuerkurve. In 
Folge der Initiative wurde Riehen die Steuerkurve des Kantons auferlegt und es blieb lediglich die 
Freiheit, den Steuerfuss anzupassen - immer mit einem vorsichtigen Auge auf die damalige Initiative, 
die den Steuerunterschied zwischen Stadt und Landgemeinden auf höchstens 10% begrenzen wollte. 
Der Finanzchef von Riehen hat in der Riehener Zeitung vom 15. April 2016 die damaligen 
Anpassungen als Fehler bezeichnet! 

In den vergangenen Jahren wurde wiederholt nach Instrumenten gesucht, welche gezielt den 
Mittelstand und/oder Familien in Riehen entlasten. Leider blieben diese Bemühungen ohne Erfolg, 
wie die Antworten auf entsprechende Vorstösse gezeigt haben. Das einzig wirksame Instrument ist 
eine Anpassung des kantonalen Steuergesetzes, welche den Landgemeinden wieder eigene soziale 
Abzüge ermöglicht. Gemäss Paragraph 59 Abs. 2 der Kantonsverfassung hat das kantonale Recht den 
Gemeinden einen möglichst weiten Handlungsspielraum zu gewähren. Dies muss auch für das 
Steuerrecht gelten. Es gibt keine sachlichen Gründe, mit denen den Landgemeinden dieses Recht auf 
die Steuerhoheit und somit auf einen eigenen Steuertarif verweigert werden kann, solange sie ihre 
Aufgaben selbst finanzieren. Die Gemeinden haben im Sinne des Lastenausgleichs in den 
vergangenen Jahren viele Aufgaben vom Kanton übernommen - und werden voraussichtlich noch 
weitere übernehmen - die sie selbst finanzieren. Wie sie das tun, soll ihnen selbst überlassen 
werden, solange Paragraph 62 der Kantonsverfassung (Finanzierung der Aufgaben) erfüllt wird. Das 
Ziel der damaligen Neidinitiative und des folgenden Finanzausgleichsgesetzes, nämlich die 
Gemeinden stärker an den kantonalen Lasten zu beteiligen, wird mit dem nun vorliegenden FILA2-
Abkommen bei weitem erreicht. 

Wir fordern deshalb den Gemeinderat auf, dem Einwohnerrat eine Gemeindeinitiative vorzulegen. 
Die Initiative soll verlangen, dass das kantonale Steuergesetz dahin gehend ergänzt wird, dass den 
Gemeinden zusätzlich soziale Abzüge, vor allem zur Entlastung von Familien, auf den 
Einkommenssteuern ermöglicht werden. Die Initiative kann formuliert oder unformuliert vorgelegt 
werden. Mit der Gemeinde Bettingen sollen bezüglich der Initiative Gespräche aufgenommen 
werden, um allenfalls ein koordiniertes Vorgehen zu erreichen. 


